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Entwurf eines Papiers: 

„[ Neues ?] Grünes Grundsicherungsmodell“

für den Arbeitskreis Grundsicherung/Grundeinkommen

Bündnis 90/Die Grünen, Berlin
Revision 1 vom 10.04.2005

1.) Einleitung (Joachim)
· Paradigmenwechsel unserer Gesellschaftsordnung im 21. Jahrhundert:
Seit Beginn der 70er Jahre des 20. Jahrhunderts zeichnet sich ab, daß nach jeder Konjunkturschwäche in der darauf folgenden Periode die Arbeitslosigkeit auf einem höheren Niveau verharrt, so dass wir uns von dem Ziel der Vollbeschäftigung immer weiter entfernen. Der vorläufige Höhepunkt ist mit 5,2 Mio. registrierten Arbeitslosen im Januar 2005 erreicht. Besonders betroffen sind schlecht qualifizierte und Langzeitarbeitslose. Diese Situation ist Ausdruck eines Strukturwandels der Arbeitsgesellschaft. 
Folgende Entwicklungen sind zu erkennen:
· Einkommen aus Erwerbstätigkeit war seit Beginn der industriellen Revolution die maßgebliche Einkommensquelle. Auch wenn die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zentrale Aufgabe politischer Bemühungen bleiben muss, kann niemand eine Garantie dafür geben, dass in absehbarer Zeit ausreichend Erwerbsarbeit für alle, die arbeiten wollen, geschaffen werden kann. Andere Arbeit wie Familienarbeit und bürgerschaftliches Engagement ist ausreichend vorhanden, aber immer noch unterbewertet.
· In unserer marktwirtschaftlich orientierten Gesellschaftsordnung ist auch der Faktor Arbeit den Gesetzen von Angebot und Nachfrage unterworfen: Lohnintensive Wirtschaftszweige verlagern ihre Produktionsschwerpunkte ins Ausland. Dadurch - sowie auch durch zusätzliche Rationalisierungen in Dienstleistungsbereichen wie Banken, Versicherungen und Behörden - steht einem Überangebot an Arbeitskräften eine nur geringe Nachfrage gegenüber. Das senkt den Preis für die Löhne auf ein nicht mehr existenzsicherndes Niveau. Die häufig vorgeschlagene direkte Subventionierung des Niedriglohnsektors durch Zuzahlungen an die Unternehmer ist kein Ausweg. 
· Die Erwerbsverhältnisse sind in den letzten Jahren immer instabiler geworden. Auf eine lebenslange Erwerbsarbeit kann sich fast niemand mehr verlassen. Phasen der Vollzeiterwerbsarbeit wechseln sich immer häufiger ab mit Phasen der Teilzeitarbeit und Phasen beruflicher Umorientierung und Weiterqualifizierung.
Alle drei oben beschriebenen Entwicklungen kennzeichnen einen Paradigmenwechsel in der Arbeitsgesellschaft: Es gibt zu wenig Arbeit, die Entlohnung deckt nicht in jedem Fall das Existenzminimum und die Erwerbsarbeit ist keine lebenslange, zuverlässige Einkommensquelle mehr. Eine konsequente Weiterentwicklung der Grundsicherung ist die logische Antwort auf diesen Paradigmenwechsel. Diese Grundsicherung muß allen erwerbsfähigen BürgerInnen auf individueller Basis zustehen und gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. Sie ist grundsätzlich einkommens- und vermögensabhängig zu gestalten, muss aber auch Personen mit niedrigem Erwerbseinkommen ein ausreichendes Einkommen sichern. Sie muß positive Arbeitsanreize setzen und ermöglichen, dass Personen ohne Erwerbsarbeit keinem Zwang zur Arbeit unterworfen werden.
Eine derartige Grundsicherung ist auch der Sockel für gebrochen verlaufende Erwerbsbiographien, wie sie in neuer Zeit  immer typischer werden: Zeiten selbständiger, unselbständiger oder auch gar keiner Erwerbstätigkeit wechseln einander ab. Ebenso kann die Grundsicherung den Wegfall von lebenslangen Partnerschaften, die auch Versorgungspartnerschaften sind, kompensieren. Der Schutz der Familie wird durch eine ergänzende Grundsicherung für Kinder gewährleistet.

· Die Grundsicherung als Basis des Neuen Sozialstaats
In dem im Rahmen von Hartz IV neu geschriebenen Sozialgesetzbuch II wird das neue Arbeitslosengeld II ( ALG II ) als „Grundsicherung für Erwerbsfähige“ bezeichnet. Der mit diesem Namen verbundene Anspruch ist gut, die bisherige Umsetzung aber bei weitem nicht ausreichend: 
Nach dem Prinzip „fordern“ aus dem Grundsatz von „fördern und fordern“ wird durch Leistungsreduzierungen der Versuch unternommen, Erwerbslose in Beschäftigungsverhältnisse zu drängen, die es nicht gibt. 
Die veränderte Situation der Erwerbstätigen erfordert ein erneuertes Sozialsystem, das sich nicht auf Bedarfsgemeinschaften abstützt sondern auf individuellen Rechtsansprüchen der BürgerInnen basiert. Eine steuerfinanzierte Grundsicherung, [ die allen erwerbsfähigen über-18jährigen bis zum Eintritt in das Rentenalter ? ] ein bedarfsabhängiges, gesellschaftliche Teilhabe sicherndes Einkommen garantiert, ist ein erster Schritt in diese Richtung. Es gibt keinen Zwang zur Arbeit. 
[ In weiteren Schritten ist die Grundsicherung auf Kinder ( Schutz der Familie ) und auf Rentner  (Bürgerrente) auszudehnen.?] 
[Langfristig handelt es sich um nichts weniger, als den Sozialstaat von einem umlagefinanzierten auf ein steuerfinanziertes System umzustellen. ?]

· Auswirkungen auf die Wirtschaft

Durch die Grundsicherung werden Löhne auch unterhalb des existenzsichernden Minimums frei verhandelbar. Einfache Arbeit unter Bedingungen, welche die Gesundheit und das Befinden schwer belasten, wird nicht mehr billig sondern eher teuer bezahlt, weil die BürgerInnen durch die Grundsicherung nicht mehr unbedingt auf diese Arbeit zur Existenzsicherung angewiesen sind.

· Auswirkungen auf die BürgerInnen, Kinder und Familie

Durch die Achtung der Autonomie und der Bürgerrechte der Leistungsempfänger nehmen wir ein gutes Stück Angst aus der gesellschaftlichen Befindlichkeit. Zeiten des Studiums und Erziehungszeiten werden in die Grundsicherung integriert. Die Grundsicherung würde auch das derzeitige BaföG für Studierende ersetzen und damit einen gleichberechtigten Zugang zu Bildung in einer Wissensgesellschaft fördern. Es entsteht Freiraum für Bürgerschaftliches Engagement zum Wohle der gesamten Bevölkerung.

Kinder sind derzeit die größte Gruppe der auf Sozialleistungen Angewiesenen in Deutschland. Die Grundsicherung kann hier einen entscheidenden Schritt zum Abbau von Kinderarmut leisten, indem auch Kindern ein Anspruch auf Grundsicherung zugesprochen wird. Die Grundsicherung ist damit auch ein wichtiger Schritt zu einer gesellschaftlichen Förderung der Familie. In einer solchen Gesellschaft ist die Entscheidung für ( bzw. auch gegen ) Kinder nicht von wirtschaftlichen Überlegungen dominiert, sondern wird zu  einer echten und freien Wahl .
Die soziale Sicherheit wird neu buchstabiert: Sie ist die Basis für verantwortungsbewusste und eigenverantwortliche Bürger und Bürgerinnen, die sich selbstbewusst neuen Herausforderungen im Berufs- und Privatleben stellen. Sie gibt den Freiraum, um sich gesellschaftlich sinnvollen und notwendigen Tätigkeiten widmen zu können, auch solchen Tätigkeiten, die nicht im Rahmen von Erwerbsarbeit erbracht werden. 

· Neuordnung der Verwaltung

Behörden bzw. Teilbereiche von Behörden, die sich heute mit der Berechnung und Auszahlung von Bafög, Erziehungsgeld sowie vieler anderer sozialer Leistungen beschäftigen, entfallen. In einem steuerbasierten Modell erhalten Erwerbsfähige, die in einem Wirtschaftsjahr keine oder nur geringe Einkünfte erzielen, die Grundsicherung auf monatlicher Basis durch das Finanzamt ausgezahlt. Eigene Einkünfte werden bis zur doppelten Höhe der Grundsicherung zu 50% angerechnet. Überschreitet das Einkommen diese Grenze, so entfällt damit der Anspruch auf Auszahlung einer Grundsicherung. Die Bundesagentur für Arbeit kann sich durch diese Maßnahme auf ihre Kernaufgaben konzentrieren, für die sie eigentlich geschaffen worden ist: Die Vermittlung von Arbeit und für Leistungen zur Weiterqualifizierung und Förderung von Arbeitslosen. 
2.) Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen (Dirk)
Aufgabe und Funktion der grünen Grundsicherung ist es, gesellschaftliche Teilhabe für alle in Deutschland lebenden Bürger und Bürgerinnen zu ermöglichen. Zentrale und unumgängliche Voraussetzung für die soziokulturelle gesellschaftliche Teilhabe ist die Verfügbarkeit dafür ausreichender finanzieller Ressourcen. Nur ausgestattet mit einer Rechtsgarantie auf eine ausreichende Transferleistung ist es den Bürgern und Bürgerinnen, die über kein für den Lebensunterhalt ausreichendes  Erwerbseinkommen oder Vermögen verfügen, möglich, in die Gesellschaft integriert zu sein, ohne stigmatisiert zu werden. Einer Geldleistung ist dabei der Vorzug zu geben, vor Sach- oder zweckgebundenen Leistungen, um die Grundsicherungsempfänger nicht unnötigen bürokratischen Reglementierungen auszusetzen und ihnen einen Einsatz der Transferleistungen ihren Lebensvorstellungen entsprechend zu ermöglichen.

Die Höhe der Grundsicherung muss ausreichend für die Finanzierung der existenziellen Grundgüter Lebensmittel, Kleidung, medizinische Versorgung, Mobilität, Kultur [ und Rentenvorsorge ] sein und darüber hinaus im Verhältnis zu dem bestehenden Wohlstandsniveau stehen. Sie muss in einer Höhe liegen, die es den Transferempfängern ermöglicht ein nicht stigmatisiertes Leben zu führen. Die genaue Festlegung der diesen Kriterien entsprechenden Höhe der Grundsicherung ist eine politische Entscheidung. Wir schlagen aber eine Orientierung der Höhe der Grundsicherung an der Berechnung der Armutsschwelle, die sowohl dem Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung zugrunde liegt als auch von der OECD (Organization for Economic Cooperation and Development) verwendet wird, vor. Diese beträgt 60% vom Mittel der Netto(äquivalenz)einkommen1. Aus dieser Orientierung an der Armutsschwelle folgt auch, dass die Höhe der Grundsicherung jährlich der Wohlfahrtsentwicklung in Deutschland angepasst wird.

Die Ermöglichung gesellschaftlicher Teilhabe erfordert mehr als das Recht auf Transferleistungen. Wichtig ist zum einen die Bereitstellung von qualitativ hochwertigen und für alle zugänglichen öffentlichen Gütern, wie ÖPNV, Krankenhäuser, Bibliotheken und Kultureinrichtungen. Zum anderen drückt sich gesellschaftliche Teilhabe auch durch den Zugang zu gesellschaftlich wichtig erachteten Tätigkeiten aus. Dazu zählen insbesondere Erwerbsarbeit, Familien- und Pflegearbeit und ehrenamtliche Tätigkeiten. Ob, in welcher Weise und in welchem Umfang diesen Tätigkeiten von den Individuen nachgegangen wird, kann und darf nur von ihnen selbst bestimmt werden. Gleichwohl ist es notwendig , die Voraussetzungen für die Teilhabe an diesen Tätigkeiten zu sichern. Das ist die Aufgabe aktiver Arbeitsmarktpolitik. Dazu gehört insbesondere das Angebot von Qualifizierungsmaßnahmen wie auch die Ansprache und Betreuung der unzureichend in die Gesellschaft Integrierten durch gut ausgebildete Berater, mit denen diese einen Eingliederungsvertrag auf gleicher Augenhöhe abschließen können (aber nicht müssen). Der einzige und sicherlich nicht zu unterschätzende Druck auf die Arbeitslosen besteht dabei in der Rechtfertigung ihres Tuns und Lassens gegenüber ihren Beratern. Weiterhin ist es notwendig, dass Familien- und Pflegearbeit und ehrenamtliche Tätigkeiten zumindest in geringem Umfang und zusätzlich zur Grundsicherungsleistung kompensiert werden. Zudem muss die Grundsicherung sicherstellen, dass die Entscheidung über die Aufnahme einer Erwerbsarbeit weder von der Aussicht auf eine finanzielle Schlechterstellung noch von Unsicherheit über das zukünftige Einkommen beeinträchtigt wird. 

1 siehe auch Markus Kurth „2. Armuts- und Reichtumsbericht. Darstellung der Kabinettsfassung vom 3. März 2005, Verwendete Definition von Arbeit S. 3“
3.) Individueller Rechtsanspruch statt Bedarfsgemeinschaft (Beate)

Der Anspruch auf Grundsicherung ist ein individuelles Recht. Bei der Gewährung der Grundsicherung werden die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Individuums zu Grunde gelegt. Damit unterscheidet sich das Grundsicherungsprinzip wesentlich von der derzeitigen Praxis, die auf den Einkommens- und Vermögensverhältnissen einer Bedarfsgemeinschaft basiert. Die Definition einer Bedarfsgemeinschaft unterliegt zudem administrativer Willkür, was zu sozial unausgewogenen Siche-

rungssystemen führen kann. Die Bedarfsgemeinschaft kann daher nicht als Basis für einen Anspruch 

auf Grundsicherung dienen. Durch die Grundsicherung kann jedes Individuum seine Lebensform (eheliche Lebensgemeinschaften, Singlehaushalt, eheähnliche Lebensgemeinschaften, Alleinerziehende, etc.) frei wählen, ohne darüber in wirtschaftliche Abhängigkeitsverhältnisse zu geraten. Damit trägt die Grundsicherung der gesellschaftlichen Entwicklung in unserem Land Rechnung, die zu sehr unterschiedlichen und im Laufe einer individuellen Biographie auch wechselnden Formen des Zusammenlebens geführt hat.
Ein Individualprinzip darf jedoch nicht einseitig formuliert werden. Dem Individualanspruch auf Grundsicherung muss demnach eine individuelle Besteuerung von Einkünften und Vermögen gegenüberstehen. Eine gemeinsame Veranlagung von Einkünften, wie beim Ehegattensplitting, wäre demnach nicht möglich. Neben einer Finanzierungsgrundlage werden damit auch wesentliche Vereinfachungen im Steuerrecht erreicht, da unterschiedliche Veranlagungsformen entfallen und Abschreibungsmöglichkeiten reduziert werden.

Im Gegensatz zur personenbezogenen Grundsicherung, orientieren sich Wohngeldleistungen am Wohnungsbedarf einer Haushaltsgemeinschaft. Die individuelle Lebenssituation (Anzahl der Personen im Haushalt, regionale Unterschiede im Mietspiegel) wird so bei der Wohngeldleistung berücksichtigt.
4.) Kein Zwang zur Arbeit (Peter/Manuel)

Der „Zwang zur Arbeit“ im ALG II ist aufgrund der Situation am Arbeitsmarkt nicht mehr zeitgemäß und daher abzuschaffen. Seit über 40 Jahren besteht ein eklatantes Missverhältnis zwischen vorhandenen Arbeitsplätzen und erwerbswilligen Bürgerinnen und Bürgern, das sich kontinuierlich verschlechtert hat. Im März 2005 standen gerade einmal  394.000 offene Arbeitsplätze für 5,176 Mio. Arbeitslose zur Verfügung.
 
Die Erfahrung der Vergangenheit hat gezeigt, dass die überwiegende Mehrzahl der Transfer-EmpfängerInnen auch ohne Zwang des Staates arbeitswillig ist. Die intensive Nachfrage nach Ein-Euro-Jobs bestätigt erneut, dass die Arbeitsbereitschaft sehr hoch ist. In zahlreichen Regionen übersteigt die Nachfrage nach Ein-Euro-Jobs bei weitem das bereitgestellte Angebot.

Arbeitszwang und Kontrollen der Arbeitsmotivation sind ineffizient und somit eine Verschwendung finanziell knapper Mittel. Sie bewirken vielfach auch Vermeidungsreaktionen der Betroffenen, sind motivationshemmend und somit der Erzeugung einer persönlichen Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme nicht dienlich.

Mit der Forderung nach der Abschaffung des Arbeitszwangs erkennen wir an, dass die Vollbeschäftigung mittelfristig nicht erreichbar ist. Um dennoch die Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an der Gesellschaft und am Arbeitsleben zu ermöglichen, ist eine Neudefinition von Arbeit erforderlich. Die Neudefinition von Arbeit muss neue Wege zur gesellschaftlichen Teilhabe derjenigen aufzeigen, die auf dem 1. Arbeitsmarkt keine Chance haben. Hierzu ist die Anerkennung und Entstigmatisierung des 2. Arbeitsmarkts sowie eine bessere Honorierung des bürgerschaftlichen Engagements erforderlich. Dies ist die Aufgabe der Beschäftigungs- und Steuerpolitik der Zukunft.

Eine Diskreditierung der „Faulen“ darf es nicht mehr geben, profit- und lohnorientierter Arbeit mit der sozialen Moral des staatlichen Zwanges ist der Bereich einer „humanen“ Arbeit gegenüberzustel
len. Diese „humane“ Arbeit soll von den Menschen aus ihrer persönlichen Motivation heraus leistbar sein, sie soll sich mit dem existierenden Angebot an herkömmlicher Arbeit ergänzen. 

Kernfunktion der „Grünen Grundsicherung“ ist die unbürokratische und individuelle Existenzsicherung der Bürger und Bürgerinnen, fernab der „Aktiven Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik“. 

Die „Grüne Grundsicherung“ verzichtet auf den Zwang zur Arbeit und stärkt gleichzeitig die Motivation der Bürgerinnen und Bürger, sich um Arbeit zu bemühen. Zukünftig soll jeder Transferempfänger jeden 2. Euro eines Zusatzverdienstes behalten dürfen. 

Damit werden die Arbeitsanreize gestärkt und die sogenannte „Armutsfalle“ beseitigt.[image: image1.png]



5.) Einkommens- und Vermögensabhängigkeit 

(Felix/Manuel/Joachim)

· Einstieg in Erwerbsarbeit ermöglichen – Zuverdienstmöglichkeiten verbessern
Das neue Arbeitslosengeld II (ALG II) soll den Einstieg in Erwerbsarbeit erleichtern. Tatsächlich ist der Übergang in reguläre Beschäftigungsverhältnisse jedoch beschwerlich. Ein wesentlicher Grund dafür ist die Anrechnung von Zuverdiensten auf das ALG II, von gegenwärtig 85%. Den TransferempfängerInnen bleibt dadurch derzeit lediglich 15% ihres Zuverdienstes. So ist es für viele Menschen kaum lohnend und möglich, sich von staatlichen Transferleistungen zu lösen und eine eigene Einkommensbasis aufzubauen. Dies wird auch als Armutsfalle bezeichnet.

Um die Armutsfalle zu beseitigen und fließende Übergangsmöglichkeiten in reguläre Beschäftigungsverhältnisse zu ermöglichen, müssen die Zuverdienstmöglichkeiten verbessert werden. Beim Bezug der „Neuen Grünen Grundsicherung“ soll daher ein Zuverdienst nur noch mit 50% auf die Grundsicherung angerechnet werden. Damit werden die Arbeitsanreize verbessert, selbstbestimmt eine neue Tätigkeit aufzunehmen. Die Armutsfalle für Langzeitarbeitslose wäre weitgehend beseitigt und Schwarzarbeit unattraktiver. 

Die Grundsicherung wird zukünftig nur so lange gezahlt, bis der Zuverdienst der betroffenen Bürger doppelt so hoch ist, wie die Zahlungen aus der Grundsicherung. Diese Grenze wird im Allgemeinen als Transfergrenze bezeichnet. Wenn diese erreicht ist, finanzieren die TransferempfängerInnen die empfangenen Leistungen de facto vollständig selbst. Ab dieser Verdienstgrenze setzt dann wieder der herkömmliche, progressive Einkommensteuertarif ein. Ein fließender Übergang von Transferleistungen zu einem Beschäftigungsverhältnis wäre gewährleistet. 

· Berücksichtigung von sonstigen Einkünften und von Vermögen
Bei der Anrechnung von Vermögen ist ein angemessen definiertes Schonvermögen festzulegen ( Schonvermögen ist der Geldbetrag, der pro Lebensjahr als Vorsorge für das Alter als Rücklage unangetastet bleibt, nach Hartz IV sind dies zur Zeit 200(?) € pro Lebensjahr ). Dabei sollte man sich von den Versicherungsempfehlungen für ein dreisäulige Altersvorsorge leiten lassen: 1.) gesetzliche Rentenversicherung 2.) Betriebliche Altersrente 3.) private Altersvorsorge: Das Schonvermögen sollte dem empfohlenen Betrag für die dritte Säule, der privaten Altersvorsorge entsprechen.

· Etwaige Höhe der Grundsicherung ( Pauschalierung: Lebensunterhalt, Wohnen, Krankenversicherung, Rentevers.  etc. )
Die Grundsicherung wird auf der Grundlage folgender Leistungsbedarfe ermittelt:

· Pauschale zur Sicherung des Lebensunterhalts: Ernährung, Kleidung und Hausrat ( bei Hartz IV 345,- € im Westen ) 

· Pauschale zur Kranken- und Pflegeversicherung ( bei Hartz IV 140,- € pro Monat )
· Pauschale zur Gesetzlichen Rentenversicherung ( bei Hartz IV 78,- € pro Monat )

Eine Pauschale für Wohngeld ( Unterkunft und Heizung ) wird nicht in die Grundsicherungspauschale einbezogen, da hier ein strenges Individualprinzip formuliert ist und daher nicht jedem Haushaltsmitglied ein Anspruch auf eine Wohngeldpauschale zu gewähren  ist. Das Wohngeld wird als eine Art Sachleistung gesehen und es werden die üblichen Wege über die Wohnungsämter zur Auszahlung des Wohngeldes für einen Haushalt benutzt.

· Merker: Höhe der Grundsicherung für Kinder
· Merker:Berücksichtigung des Haushaltseinkommens
6.) Was noch fehlt oder fehlen könnte ( alle )
 Betroffener Personenkreis

Betroffen sind alle Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die seit mindestens 2 Jahren ihren Lebensmittelpunkt im steuerlichen Sinne in Deutschland haben, erwerbsfähig und zwischen 18 und 64 Jahre alt sind [ und sich bei der Bundsagentur für Arbeit arbeitslos gemeldet haben ( direktes Zitat aus BDK 1997!!! ]. In einem zweiten Schritt werden Kinder, Studenten und Erziehende in die Grundsicherung eingebunden. In späteren Schritten auch Rentner und nicht erwerbstätige Personen. Nach dieser letzten Ausbaustufe sind dann sind alle Bürger von der Wiege bis zur Bare durch die Grundsicherung versorgt. Die Neue Grüne Grundsicherung ist zunächst eine Novellierung von Hartz IV und bezieht sich nicht auf das schon am 1.1.2003 eingeführte Gesetz der „Grundsicherung für Alte“. 

 Stufenplan für die Einführung (Novellierung Hartz IV, Grundsicherung für Kinder, Grundsicherung statt Bafög und Erziehungsgeld etc., Grundsicherung im Alter )

 Finanzierung
Ein genaues Finanzierungsmodell vorzulegen, würde die Leistungsfähigkeit des Arbeitskreises, der dieses Papier erstellt hat, übersteigen. Naturgemäß hängt die Finanzierung von der Höhe der Grundsicherung, der Anrechnung des Zuverdienstes (in unserem Vorschlag 50% bis zur Transfergrenze, das ist der doppelte Grundsicherungsbetrag ) und dem betroffenen Personenkreis ab. 

Es gibt wissenschaftliche Berechnungen für ähnliche strukturierte Grundsicherungsmodelle, die die Finanzierung als machbar nachweisen ( Prof. Pelzer, Ulmer Kreis, 1998; Prof. Mitschke, Bürgergeldmodell, 2004 ). Letztendlich ist jede Finanzierung Ausdruck des politischen Willens.

In jedem Fall läßt sich aber feststellen, daß – wenn die Rahmenbedingungen an die jetzigen Hartz IV Regelungen angelehnt werden, was Höhe und betroffenen Personenkreis anbetrifft, die Finanzierung im jetzigen Rahmen bleibt, also keine Extraaufwendungen erfordert. [ Nach unserer Auffassung wird die Aufhebung des Zwangs zur Arbeit nicht dazu führen, daß sich der Personenkreis deutlich erhöht, da – wie das dieser Tage viel diskutierte  Thema: „Spargelstecher“ zeigt – durch den Zwang zur Arbeit nicht mehr Leute in Arbeit gebracht werden als ohne Zwang???]
Dagegen ist mit erheblichen Einsparungen im Verwaltungsbereich zu rechnen, sofern man sich für ein steuerfinanziertes Modell entschließt. In gewissem Umfang wird es auch Einsparungen im Bereich der Arbeitsförderung geben, da nicht zielführende Aktivitäten im Bereich der Arbeitsförderung ( 1€ Jobs etc. ) eingestellt werden und die entsprechend Kosten eingespart. 

 Langfristige Perspektiven: Senkung von Lohnnebenkosten, Übergang zur Bürgerrente im Alter
Berlin, im April 2005

Legende:
[Eckige Klammer?]: Hier soll gegebenenfalls das Plenum entscheiden
1 Bundesagentur für Arbeit „ Der Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt in Deutschland, Monatsbericht März 2005“


� Hinzuverdienste werden beim ALG II sehr stark auf die Leistungen angerechnet, sodass nur wenig von einem Zusatzeinkommen übrig bleibt. Die Grenzsteuersätze (auch Transferentzugsrate genannt) sind wie folgt:


- 85 Prozent des Nettoeinkommens2 (beim Bruttoeinkommen bis 400 Euro)


- 70 Prozent des Nettoeinkommens (bei Teil des Brutto zwischen 401 und 900 Euro)


- 85 Prozent des Nettoeinkommens (beim Teil des Brutto zwischen 901 und 1.500 Euro)








